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He | I Verordnung i . 
über die anderweite Verteilung der Staatsſteuern auf die Gemeinden und zur Abänderung des § 59 
des Kommunalabgabengeſetzes in der Faſſung des Geſetzes betr. Abänderung des Kommunalabgaben⸗ 

geſetzes vom 14. Juli 1893 (G. S. S. 152) nebſt Abänderungsgeſetzen vom 31. März 1922 

(6. Bl. S. 101). i 

: Vom 27. 1. 1931. 5 | 

Auf Grund des § 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) wird fol⸗ 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: N 

e = Artikel J. f 

(1) Denjenigen Landgemeinden, die für den Gemeindeſteuerbedarf Zuſchläge von weniger als 
300 v. H. zur Grund⸗ und Gebäudeſteuer zur Erhebung bringen oder überhaupt ſolche Zuſchläge 
nicht erheben, werden die ihnen durch Vermittelung der Kreiſe zufließenden Gemeindeanteile an den 
ſtaatlichen Steuern (an der Einkommen-, Körperſchafts⸗, Gewerbe- und Umſatzſteuer) in der Höhe 


gekürzt, die dem Unterſchiede zwiſchen einem Zuſchlag von 300 v. H. und dem zur Erhebung ge⸗ 
langenden Zuſchlag entſpricht. Die Beträge der Kürzungen fließen den Kreiſen zu und ſind in der⸗ 
ſelben Weiſe wie der Einkommenſteuerausgleichsfonds (§ 83 des Einkommenſteuergeſetzes) zu verwenden. 
(2) Der Senat iſt berechtigt, vor Beginn eines neuen Rechnungsjahres die im Abſatz 1 ge⸗ 
nannten Hundertſätze zu ändern. f 5 5 
5 Artikel II. : 


Im 8 59° des Kommunalabgabengeſetzes in der Faſſung des Geſetzes betr. Abänderung des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (GS. S. 152) nebſt Abänderungsgeſetzen vom 
31. März 1922 (G. Bl. S. 101) wird in Satz 1 die Zahl „6“ durch die Zahl „3“ erſetzt. 


= | Artikel II. 
Die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
nz Artitel IV. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1931 in Kraft. 
Danzig, den 27. Januar 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Hinz. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 2: 1931). 


a a. SD 
4 = Verordnung 
zur Abänderung des Grundwechſelſteuergeſetzes. 
Vom 27. 1. 1931. 


Gemäß § 1 Ziffer 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) wird fol 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
§ 1. 


Das Grundwechſelſteuergeſetz vom 26. Juni 1923 in der zur Zeit Balkonen Faſſung wird wie folgt 
geändert: 


§ 27 erhält folgende Faſſung: 
pamela te ee 
(1) Bon der zur Erhebung gelangenden Steuer erhält die Freie Stadt Danzig 4/10, die reit- 
lichen %,0 fallen 


a) an die Städte oder die Gemeinde Sony, falls das Grundſtück in ihnen belegen ibe 
b) im übrigen an den Kreis, 


(2) Von den nach Abſ. 1b) den Kreiſen zufließenden Beträgen fließen 40 v. H. dem nach 

§ 83 des Einkommenſteulergeſetzes gebildeten Ausgleichsfonds zu.“ 
f § 2. 
Die Vorſchrift des § 1 tritt mit dem 1. April 1931 in Kraft. 
= § 3. | | 
Die Beſtimmungen zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. Januar 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Aare 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


5 Verordnung 
zur Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes. 
Vom 27. 1. 1931. 5 

Gemäß § 1 Ziffer 4 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) wird fol⸗ 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

§ 1. 

Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. März 1926 in der z. Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt ge⸗ 
ändert: f 
1. § 45 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Vom Einkommen find vor Berechnung der Einkommenſteuer folgende Beträge im Jahre ab⸗ 
zuſetzen: 

a) für den Steuerpflichtigen . 240,— G 

b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer e Chefe Des lernten - 240,— G 

c) für das 1. zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, 


das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer herangezogen ijt . . . . . . 600,.— G 
d) für das 2. Kind des gleichen Steuerpflichtigen Pees ied ee gS DO 
e) für das 3. Kind des gleichen Steuerpflichtigen Us 5 840,— G 
f) für das 4. und jedes weitere Kind des gleichen Steuerpflichtigen 5 a 1440, — 6.“ 


2. § 45 Abſ. 6 erhält folgende Faſſung: 
„Die Einkommenſteuer wird vorbehaltlich der Vorſchriften des § 49 c) nicht feſtgeſetzt, wenn 
die Einnahmen des Steuerpflichtigen nicht mehr als 1200,— Gulden im Jahre betragen.“ 

3. Hinter § 49 a) werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 


E „Ss 49 b. 

(1) Neben der nach den Vorſchriften der SS 49 und 49a zu erhebenden Steuer find von den 
nach § 2 und der Verordnung über die Angleichung der in- und ausländiſchen Beſteuerung 
vom 16. 5. 1930 (G. Bl. S. 118) in Danzig ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichtsrats 
im Sinne des § 31 Abſ. 1 Ziff. 2 10 v. H. ihrer Bezüge aus dieſer Tätigkeit als Tantieme⸗ fies 
ſteuer zu entrichten. Der Steuerbetrag ijt gelegentlich der endgültigen Einkommenſteuer⸗Ver⸗ eos 
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anlagung für ein Jahr feſtzuſetzen und wird fan mit der für Dies Jahr etwa zu 
leiſtenden Abſchlußzahlung fällig. 8 

(2) Die Danziger Körperſchaften, bei denen ein Aufſichtsrat oder dergleichen beſteht, 
ſind auf Erfordern des Steueramtes verpflichtet, über Namen und Adreſſen ihrer Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder ſowie über die Höhe der den einzelnen zugefloſſenen Geſamtbezüge Auskunft 
zu erteilen. a 


§ 49c. 


(1) In den Fällen, in denen bei der Veranlagung eines Steuerpflichtigen nach den Vor⸗ 
ſchriften der SS 644 ein ſteuerbares Einkommen von mehr als 600, — Gulden im Jahr feſt⸗ 
geſtellt wird, eine Steuererhebung jedoch auf Grund der Vorſchriften der §§ 45 und 46 zu 
unterbleiben hat, wird als Mindeſtſteuer einſchl. des Zuſchlags nach § 49 a) ein Betrag von 
17,60 Gulden erhoben, falls die perſönliche Steuerpflicht während des ganzen Veranlagungs⸗ 
jahres beſtanden hat. Hat die perſönliche Steuerpflicht nicht während des ganzen Veran⸗ 
lagungsjahres beſtanden, ſo mindert ſich die in Satz 1 gezogene Einkommensgrenze ent⸗ 
ſprechend. In dieſen Fällen kommt lediglich ein der Dauer der Steuerpflicht entſprechender 
Teilbetrag zur Erhebung; angefangene Monate der Steuerpflicht werden dabei voll gerechnet. 

(2) Die Mindeſtſteuer in der ſich aus Abſatz 1 ergebenden Höhe iſt auch in den Fällen 
zu erheben, in denen die nach den Vorſchriften der SS 49 und 49 a) zu erhebende Steuer 
hinter den Beträgen des Abſatz 1 zurückbleibt.“ g 


4. § 58 Abi. 2 Ziffer 2 und 3 erhalten folgende Faſſung: i 
„2. für die zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende Ehefrau im Falle der Zahlung des 
Arbeitslohnes 


a) für volle Monate um . . 2, — G monatlich, 


b) „ „ Wochen um . . . 0,48 G wöchentlich, 
0) „ „ Arbeitstage um. . 0,08 G taglid, 
d) „ kürzere Zeiträume um . 0,02 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 


8 a) für das 1. zur Haushaltung der Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht ſelb⸗ 
ſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes 


a) für volle Monate um . . . 5, — G monatlich, 5 

b) „ „ Wochen um . . . 1,20 G wöchentlich, 

c) „ „ Arbeitstage um . . 0,20 G täglich, 

d) „ kürzere Zeiträume um . 0,05 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
8 für das 2. Kind des gleichen Steuerpflichtigen 

a) für volle Monate um . . . 6,— G monatlich, 

DIL, Wochen um . . . 1,44 G wöchentlich, 

c) „ „ Arbeitstage um . . 0,24 G täglich, 

d) „ kürzere Zeiträume um . 0,06 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
e) für das 3. Kind des gleichen Steuerpflichtigen 

a) für volle Monate um . . . 7,— G monatlich, 

b) „ „ Wochen um . . 1,68 G wöchentlich, 

c) „ „ Arbeitstage um .. 0,28 G täglich, 

d) „ kürzere Zeiträume um . 0,07 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 


d) für das 4. und jedes weitere Kind des gleichen Steuerpflichtigen 
a) für volle Monate um je 12, — G monatlich, 
b) „ „ Wochen um je 2,88 G wöchentlich, 
c) „ „ Arbeitstage um je 0,48 G täglich, 
d) „ kürzere Zeiträume um je 0,12 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
Kinder im Alter von mehr als 17 Jahren, die ein Arbeitseinkommen beziehen, werden 
nicht berückſichtigt.“ 5 
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. Hinter § 58a wird folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 
„§ 58b. : 

(1) Bei Denjenigen Steher ig bei denen nach den Vorſchriften der SS 58 und 63 ein 
Steuerabzug nicht in Frage kommt, find, falls der gewährte Bruttolohn die in § 57 Abſ. 3 ge 
zogenen Grenzen überſteigt, als Mindeſtſteuer einſchl. des Zuſchlags nach § 58a einzubehalten: 

falls die Lohnzahlung täglich erfolgt, 5 P für jeden Arbeitstag, 

falls die Lohnzahlung wöchentlich erfolgt, 35 P für jede Arbeitswoche, 

falls die Lohnzahlung monatlich erfolgt, 1,45 G für jeden Arbeitsmonat. 

(2) Iſt die Beſchäftigungszeit kürzer als ein voller Tag, ſo iſt der Tagesſatz der Mindeſtſteuer 
nur einzubehalten, wenn das Geſamtentgelt für die Arbeitsleiſtung 4,— G überſteigt. 

(8) Die Steuerbeträge des Abſ. 1 ſind auch in den Fällen abzuziehen, in denen der nach den 
Vorſchriften der SS 58, 58 a und 63 vorzunehmende . une den Beträgen des Abſ. 1 
zurückbleibt.“ N 
. 73 erhält folgenden Abſ. 3: ; 

„G) Eine Erſtattung iſt ausgeſchloſſen für die Beträge, die auf Grund des § 58b erhoben 
ſind oder im Falle des Vorliegens ſeiner Vorausſetzungen hätten erhoben werden müſſen.“ 


. § 83 des Einkommenſteuergeſetzes erhält folgende Faſſung: 
58 Ook 

(1) Den Städten und der Gemeinde Ohra werden 48 v. H., den übrigen Gemeinden 44 v. H., 
den Gutsbezirken 20 v. H. und den den beiden letzteren Gruppen übergeordneten Gemeindeverbänden 
4 v. H. des tatſächlichen Aufkommens der Einkommenſteuer einſchl. der Tantiemenſteuer des 
§ 49b überlaſſen. Sie haben aus dieſem Betrage die Koſten der Einziehung zu decken. 

(2) Den Gemeinden werden Beträge nur inſoweit überlaſſen, als fie nachgewieſenermaßen Auf- 
wendungen für kommunale Zwecke gemacht haben. Der Senat hat den Anteil der Gemeinden zu 
erhöhen, wenn den Gemeinden neue ſtaatliche Aufgaben übertragen werden, und zu ermäßigen, 
wenn neue Aufgaben durch den Staat von den Gemeinden übernommen werden. 

(3) Weitere 2 v. H. des Aufkommens der Einkommenſteuer ſind zur Bildung eines Aus⸗ 
gleihsfonds zu verwenden, aus dem leiſtungsunfähigen Gemeinden Beträge zugewieſen werden. 
Dem gleichen Zweck ſind auch die nach Abſ. 1 den Gemeindeverbänden unmittelbar zugewieſenen 
4% des Aufkommens zuzuführen. 

(4) Die Gemeinden und Gemeindeverbände find nicht berechtigt, Zuſchläge zu der Ein- 
kommenſteuer oder einer ihrem Weſen nach der Einkommenſteuer gleichartigen Steuer zu er⸗ 
heben.“ : 

8 2 


Die Vorſchriften des § 1 treten mit dem 1. Februar 1931 und folgenden Maßgaben in Kraft: 


a) Bei Feſtſetzung der Vorauszahlungen und der endgültigen Veranlagung für das Kalender⸗ 


jahr 1931 ſind abweichend von den in Ziff. 1 genannten Beträgen abzuſetzen: 


I. für die Ehefrau e ain aeons tee De 
II. für das 1. Kind des S 22 ae me tans pt nea SON 
TES für das 2. Kind des = Steuerpiiitigen =... a oc ee ee Re 
IV. für das 3. Kind des Steuerpflichtigen 850, — G. 


b) Die Tantiemenſteuer nach Ziff. 3, I wird erſtmalig . hr een Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung für 1930 erhoben und zwar auf Grund der im Kalenderjahr 1930 er⸗ 
haltenen Aufſichtsratsbezüge. 

c) Die Mindeſtſteuer nach Ziff. 3, II wird für das Kalenderjahr 1931 lediglich in Höhe von 
11/45 des feſtgeſetzten Jahresbetrages erhoben. 

d) Ziffer 4 findet erſtmalig Anwendung bei allen Lohnzahlungen für Februar 1931, gleich⸗ 
gültig, ob die Zahlung vor oder nach dem 1. Februar 1931 erfolgt. 

e) Ziffer 6 findet erſtmalig Anwendung bei den Erſtattungsanträgen, die für das Jahr 1931 
geſtellt werden. 

§ 3. 


Die Beſtimmungen zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. Januar 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


is Verordnung 
> zur Abänderung des Gewerbeſteuergeſetzes. 

sn Br sub Vom 27. 1. 1931. 

; Gemäß $ 1 Ziffer 5 der Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) wird fol 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1. b 
Das Gewerbeſteuergeſetz vom 8. Mai 1923 in der zur vat geltenden Faſſung wird wie folgt = 
geändert: | 5 

1. § 1 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

„Als Gewerbe im Sinne dieſer Vorſchrift gilt Bike eine freie und eine ähnliche ſelb⸗ 
ſtändige Berufstätigkeit einſchl. der Tätigkeit der Notare. Die von ihnen erhobene Steuer 
wird im Verkehr mit den Steuerpflichtigen als „Berufsſteuer“ bezeichnet. Wird ein freier 

Beruf von mehreren Perſonen gemeinſchaftlich ausgeübt, ſo wird die Geſamttätigkeit a 
einheitlicher Gewerbebetrieb im Sinne dieſes Geſetzes behandelt.“ 
25 $ 3 Abſ. 1 Ziff. 2 erhält folgende Faſſung: 

25 die Ausübung eines der reinen Kunft oder der reinen Wiſſenſchaft 1 freien 
Berufs oder Nebenberufs. Als der reinen Kunſt oder der reinen Wiſſenſchaft gewidmet 
iſt ein künſtleriſcher oder wiſſenſchaftlicher Beruf dann anzuſehen, wenn er ſich auf 
ſchöpferiſche oder forſchende Tätigkeit, Lehr⸗, Vortrags⸗ und Prüfungstätigkeit ſobie 5 
auf ſchriftſtelleriſche Tätigkeit beſchränkt. Durch eine im geringen Umfang nebenher 8 
ausgeübte Gutachtertätigkeit als Sachverſtändiger wird die Zurechnung zu einem der 
7 reinen Kunſt oder der reinen Wiſſenſchaft gewidmeten freien Berufe nicht ausgeſchloſſen, 
ebenſo wird bei Künſtlern die Zurechnung durch den Umſtand nicht . daß 

ſie ſelbſtgeſchaffene Kunſtwerke veräußern.“ 


den 8:3: Abſ. 1 wird als Ziff. 3 folgende Vorſchrift Alg 
8: Vermögensverwaltung, Vollſtreckung von Teſtamenten ſowie die Tätigkeit als Aufſichts⸗ 
ratsmitglied ($ 31 Abſ. 1 Ziff. 2 des Einkommenſteuergeſetzes), es ſei denn, daß dieſe 
Verwaltung oder Tätigkeit im . eines Gewerbebetriebes im Sinne des § 1 
Abf. 1 ausgeübt wird.“ 
4. In § 8 Satz 2 it das Wort „Steuergericht“ durch die Worte „Verwaltungsgericht 
| Kammer II“ zu erſetzen. : 
5. § 8 erhält folgenden Abſatz 2: 

(2) An der Feſtſetzung der Steuereinheit haben außer dem Vorſitzenden bezw. deſſen 
Stellvertreter ſämtliche ehrenamtliche Mitglieder der II. Kammer des Verwaltungsgerichts 
mitzuwirken.“ s 

6. § 11 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: g 

„(2) Die Einreihung erfolgt nach Richtlinien, die nach Beginn des Kalenderjahres durch 

das Verwaltungsgericht Kammer Il für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig 
feſtgelegt und öffentlich bekanntgegeben werden. = 

§ 8 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung.“ Sa 

7. § 17 wird geſtrichen. i es 


I 


§ 2. 1 
In der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 7. 1. 1927 (G. Bl. S. 48) : Ss 
ie s 6 geitrihen. N, 


§ 3. 
Die Borksriften des § 1 treten mit Wirkung vom 1. Januar 1931 und folgenden Maßgaben 
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a) Soweit bei Verkündung der Verordnung die Steuereinheit und die Veranlagungssrichtlinien 
für das Kalenderjahr 1931 bereits durch die Kammer III des Verwaltungsgerichts ordnungs⸗ 
gemäß feſtgeſetzt ſind, behalten dieſe Beſchlüſſe Gültigkeit. 

b) Für die Bearbeitung von Rechtsſtreitigkeften, die der Zuſtändigkeit der bisherigen Kammer 
III. unterliegen, wird die Kammer II mit dem Tage der Verkündung dieſer Verordnung zu⸗ 
ſtändig. 

c) Bis zur endgültigen Feſtſetzung der Gewerbeſteuer für 1931 ſind die von den neu der 
Steuerpflicht unterworfenen freien Berufen zu leiſtenden Vorauszahlungen nach Maßgabe 
des von ihnen in der Einkommenſteuererklärung für 1930 angegebenen Berufseinkommens vor⸗ 
läufig feſtzuſetzen. 

Die Vorſchrift des § 2 tritt mit Verkündung dieſer Verordnung in Kraft. 


m £ ; ; : § 4. 
Die Beſtimmungen zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


Danzig, den 27. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


aes Verordnung 
zur Abänderung des Erbſchaftsſteuergeſetzes. 
; Bom 27. 1. 1931. 
\ Gemäß § 1 Ziffer 6 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. ©. 7) wird fol 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
SER 
Das che e vom 30. 3. 1925 wird wie folgt geändert: 
1. § 6 erhält folgenden Wortlaut: 
ns: 6. 
Von dem ace der ge im Sinne der §§ 1—4 ſind weiterhin auf Antrag auch nur 
eines Erbberechtigten 5 %, jedoch nicht mehr als 10000 G für jedes erbberechtigte Kind des 
Erblaſſers in Abzug zu Bringen.“ 
2. Der § 7 Abſ. 3 erhält folgenden Wortlaut: 
„(3) Die Erbſchaftsſteuer beträgt: 


für die erſten angefangenen oder vollen 5000 G des ſteuerbaren Nachlaßvermögens 1 
” „ nächſten ” „ ” 12 500 1 ” ” 2 ”) „ 
„ ” ” „ ” ” 30.000 yoo ” ” 3 I} 
„ „ „ 12] ” ” 50.000 yoy ” „ 4 W 
„ „ „ ” ” 77 50 000 Ne) 7 „ 5 9» 
„ ” „ „ ” 50 000 1 ” ” 6 V 
” „ dy „ ” ” 100000 „» ” f „ 7 WERE) 
„ „ „ ” ” ” 100000 1), ” ” 8 ” ” 
” „ ” ” 100000 PID aD), „ ”) g 7 „„ 
für die ee Beträge BEE TRIER ee, 
Steuerbeträge unter 10 G bleiben nahen, 
§ 2. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß die Vorſchriften 
des § 1 auf alle Fälle Anwendung finden, in denen der Erblaſſer nach dem 1. Februar 1931 ge⸗ 
ſtorben iſt. 

§ 3. 
Die Beſtimmungen zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 
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Verordnung 
zur Abänderung des Amſatzſteuergeſetzes. 
Vom 27. 1. 1931. 


Gemäß $ 1 Ziffer 7 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) wird fol⸗ 


ändert: 


1, 


gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


SAL, 


Das Umſatzſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 in der zur Zeit geltenden Faſſung wird wie folgt ge⸗ 


$ 8 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

i „2) Die Steuerfreiheit nach Abſ. 1 findet nur Anwendung auf Lieferungen, die im 
Großhandel erfolgen und bei denen die Beſtimmungen über den buchmäßigen Nachweis dieſer 
Lieferungen innegehalten werden.“ 


. § 13 des Umſatzſteuergeſetzes wird geſtrichen. 
. 14 erhält folgende Faſſung: 


ES ne 
(1) Die Steuer beträgt bei jedem ſteuerpflichtigen Amſatz 1½ vom Hundert des 
Entgelts. a 3 
(2) Der Senat wird ermächtigt, für die Inhaber von landwirtſchaftlichen Betrieben 
den Steuerſatz des Abſ. 1 jeweils für ein Kalenderjahr bis auf / herabzuſetzen.“ 
§ 41 erhält folgende Faſſung: f 
f pe: 41. 
(1) Von den Steuereinnahmen aus der Umſatzſteuer erhalten: 
a) der Staat 40 %, f 
b) die Städte und die Gemeinde Ohra 60 % von den in ihren Bezirken aufgekommenen Be⸗ 
trägen, f 5 
e) die übrigen Gemeinden 30% der in ihren Bezirken aufgekommenen Beträge; die reſt⸗ 
lichen 30% dieſes Aufkommens fließen den übergeordneten Gemeindeverbänden zu. 
(2) Für die Dauer der Gewährung der im § 14 Abſ. 2 vorgeſehenen Vergünſtigung 


für die Landwirtſchaft hat der Staat aus den ihm nach Abſ. Ja verbleibenden Umſatz⸗ 


ſteueranteilen den Betrag von 120000 G jährlich zur Schadloshaltung der durch die Ver⸗ 
günſtigung in ihren Einnahmen beeinträchtigten Gemeindeverbände und Gemeinden vorweg 
zur Verfügung zu ſtellen.“ 


§ 2. 


Die von Inhabern landwirtſchaftlicher Betriebe zu entrichtende Umſatzſteuer wird, ſoweit ſie auf 
ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe entfällt, gemäß § 1, Ziffer 3 dieſer Verordnung für die Dauer der Ka— 
lenderjahre 1931 und 1932 auf 1 vom Hundert der Entgelte herabgeſetzt. 


| § 8. 


Die Vorſchriften der SS 1 und 2 treten mit dem 1. Februar 1931 in Kraft. 


SA. 


Die Beſtimmungen zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


Danzig, den 27. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 
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9 N Verordnung 


betr. Abänderung und Ergänzung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (ohne : 
geſetz) vom 27. 3. 25 (G. Bl. S. 79) in der unter Berückſichtigung der ſeine Abänderung und Er⸗ 
gänzung e Geſetze vom 23. 12. 1925 (G. Bl. S. 359), 30. 3. 1928 (G. Bl. S. 14) und 
1. 7. 1930 (6.81. ©. 155) geltenden Faſſung. 
Vom 30. 1. 1931. 


Auf Grund von § 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. 1. 1931 (G. Bl. S. 7) wird folgendes 
Geſetzeskraft verordnet: 


— 


mi 


Artikel I. 
1. § 1 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Für ſämtliche Gemeinden wird der Mietzins für Wohnräume für die Zeit vom 
a) 1. 3. 1931 auf 110 v. H., 
b) 1219831222 115.2 
051241932 ....100 5%® 
d)=124, 10835 5905 und 
J)) =, 1B. ce 
der Friedensmiete (vgl. § 2) als ges iche Miete feſtgelegt.“ 
2. § 6 Abſatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die Abgabe beträgt: 5 
1. für das Gebiet der Landgemeinden mit Ausnahme von Ohra, Emaus und Prauſt 25 v. H., 
2. für das übrige Staatsgebiet 40 v. H. 
der Friedensmiete. ’ 
Die Abgabe ermäßigt ſich in dem zu 2. genannten Gebiet ſowie in den Gemeinden Prauſt, 
Ohra und Emaus vom 1. 7. 1931 ab bis 31. 3. 1937 bei Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete 
unter 288 M. = 360 G um 10 v. H. der Friedensmiete. Dieſe Ermäßigung fällt fort, wenn der 
Hausbeſitzer nicht für die notwendige Inſtandſetzung der Wohnungen einen entſprechenden Betrag 


aufwendet. Der Senat entſcheidet endgültig darüber, ob die Ermäßigung aus dem vorbezeich⸗ 
neten Grunde in Fortfall kommt. 


Die Abgabe ermäßigt ſich allgemein vom 1. 4. 1935, 1. 4. 1936 und 1. 4. 1937 ab, ſoweit 
nach Ab). 1. ein Betrag von 25 v. H. zu zahlen ijt, um je 5. v. H., ſoweit ein ſolcher von 
40 v. H. zu zahlen iſt, um je 10 v. H. der Jahresfriedensmiete.“ 5 

3. § 6 Abſatz 3 kommt in Fortfall. 
4. § 8 erhält folgenden Wortlaut: 

„1. Von den aus dieſem Geſetz ſich ergebenden Einnahmen ſind in erſter Linie die Erhebungs⸗ 
koſten in Höhe 4 v. 9. in Abzug zu bringen. Hieraus erhält der zur Abgabe Verpflichtete bei 
Abführung bis zum 15. j. Fälligkeitsmonats einſchließlich 2 v. H. 

2. Von dem hiernach verbleibenden ar ſind folgende Beträge zur Deckung des allgemeinen 
Finanzbedarfs zu verwenden: 

a) In den Städten und den Landgemeinden Ohra, Emaus und Prauſt: 

ab 1. 3. 31—30. 6. 31 25 % des in dieſer Zeit tatſächlich aufgekommenen Abgabebettage 


” 1. 7 31— 38 3. 35 28 Oo ” ” ” ” ” ” ” 
” 1, 4, 35—31. OF 36 40 0ů⁰ ” ” ” ” ” ” OD, 
jp ke Ge SOL HORST e,, ty aes 3, ” ” 


= ” 15 4. 37 100 0% „ ” ” ” ” ” ” 
b) in den übrigen Landgemeinden: 5 


ab 1. 3. 31—31. 3. 35 40 % des in dieſer Zeit tatſächlich aufgekommenen Abgabebetrages 5 


rl 39 Oke as SO 00,00 cet. = eee eee „ ” 
77 a 4. 36—31. 3: 37 67 oo 1 ” ” ” ” 
” 1. 4. 37 100 %o 99.009 ” ” ” 


Von dieſen Beträgen fließen dem Staate /, den Gemeinden /, je nach dem örtlichen Auf⸗ 
kommen, zu. ; , 

3. Der dann verbleibende Reit wird in folgender Weiſe verteilt: e 
a) 80 v. H. werden den Gemeinden zu Wohnungsbauzwecken überlaſſen, 


b) weitere 10 v. H. verbleiben den Gemeinden mit der ausdrücklichen Beſtimmung, daß 
dieſe leiſtungsſchwachen Perſonen als Mietbeihilfe zu gewähren ſind. Auf Antrag einer 
Gemeinde kann der für Mietbeihilfen beſtimmte Satz zu Laſten des unter a) genannten 
Anteils von 80 v. H. durch den Senat erhöht werden. Wird der für Mietbeihilfen vor⸗ 
geſehene Betrag nicht aufgebraucht, ſo iſt der Reſt ebenfalls für Wohnungsbauzwecke 
zu verwenden. ö a 

c) Die reſtlichen 10 v. H. find an den Senat abzuführen, der dieſen Betrag für Wohnungs⸗ 
bauzwecke oder für Mietbeihilfen in beſonderen Fällen entweder unmittelbar oder durch 
Vermittelung der Gemeinden zu verwenden hat. Eine Verwendung zum Bau von Dienſt⸗ 
wohnungen ſoll nicht ſtattfinden.“ 


5. Hinter § 8 werden folgende §§ 8a und 8 b eingefügt: 


„8 8 a. 
Die nach dem Verteilungsſchlüſſel des 8 8 Abſatz 2 monatlich auf den Staat entfallenden 


Beträge find von den mit der Verwaltung betrauten Kreiſen und Gemeinden bis zum 10. des 


folgenden Monats an die ſtaatliche Steuerkaſſe in Danzig abzuführen. 


§ 8b. 5 
(1) Die Aufſicht darüber, daß der Staat die ihm zuſtehenden Finanzanteile an der Woh⸗ 
nungsbauabgabe rechtzeitig und in richtiger Höhe von den Kreiſen und Gemeinden erhält, wird 
dem Landesſteueramt übertragen, das berechtigt iſt, erforderlichenfalls Nachprüfungen an Ort 
und Stelle vorzunehmen und Einſicht in die geſamten Veranlagungs- und Erhebungsunterlagen 
der kommunalen Veranlagungsſtellen für die Wohnungsbauabgabe zu nehmen. 
(2) Bei nicht rechtzeitiger Abführung der Staatsanteile durch die kommunalen Veranlagungs⸗ 


ſtellen ſind die den Kreiſen und Gemeinden zuſtehenden Anteile an den übrigen Staatsſteuern 


entſprechend zu kürzen. 
6. § 16 Abſatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 
Dieſes Geſetz gilt bis zum 1. 4. 1938. 


Artikel I. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. 3. 1931 in Kraft. 


i Artikel III. 
Die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
Danzig, den 30. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr.⸗Ing. Althoff. 


10 Verordnung 
betreffend Anderung der Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 29. 12. 1920 (G. Bl. 1921 S. 11). 
Vom 30. 1. 1931. 


Auf Grund von § 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. 1. 1931 (G. Bl. S. 7) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 

. Artikel J. 
Der § 2 Abſatz 1 der Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 29. 12. 20 erhält folgende 
Faſſung: f 5 


„Das Einigungsamt kann 


1. auf Anrufen des Mieters 


a) über die Wirkſamkeit einer Anden des Termicters 1 über die Fortſetzung De 
gekündigten Mietverhältniſſes jeweils bis zur Dauer eines Jahres beſtimmen, es fei 3 

denn, daß der Vermieter gemäß § 554 B. G. B. zur Kündigung ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt berechtigt iſt, 


b) ein ohne Kündigung ablaufendes N jeweils bis zur Dauer eines Jaht 
; ‚verlängern; 5 a 


2. a Anrufen des Beni 


einen mit einem neuen Mieter abgeſchloſſenen Mietvertrag, deſſen Erfüllung von einern 4 
Entſcheidung gemäß Nr. 1 oder von einem vor dem Einigungsamt geſchloſſenen Ver⸗ 
gleiche betroffen wird, mit rückwirkender Kraft aufheben.“ 


Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. März 1931 in Kraft. 


Artikel III. 
Die Durch h ano ben a zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


Danzig, den 30. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr.-Ing. Althoff. 


1 f Verordnung 
betreffend Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. 7. 1893. 
Vom 30. 1. 1931. 


Auf Grund von § 1 des Kean eee vom 23. 1. 1931 (G. Bl. S. 7) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel J. 
Abſatz 1 Satz 2 des § 27 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. 7. 1893 erhält folgende 
Faſſung: 
„Die Gemeinden werden jedoch ermächtigt, durch Ortsſtatut zu beſtimmen, daß in der 
Zeit bis zum 31. 3. 1946 bezugsfertig hergeſtellte Wohngebäude ganz oder teilweiſe von 
Steuern vom Grundbeſitz befreit werden und zwar für die Zeit bis zum 31. 3. 1935 bis zur 
vollen Höhe und für die Zeit bis zum 1. 4. 1935 bis 31. 3. 1945 bis zur Hälfte des für die 
Veranlagung maßgebenden Betrages. Die Befreiung darf nur erfolgen, wenn dieſe Woh⸗ 
nungen an Danziger Staatsangehörige im Sinne des Geſetzes über die Wohnungsbauab⸗ 
gabe vom 27. 3. 1925 — G. Bl. vom 28. 3. 1925 S. 79 ff. — in der jetzt geltenden 
Faſſung ſowie der dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen abgegeben werden.“ 


Artikel II. N 
Die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


Danzig, den 30. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. . = an 
Dr. Ziehm. Dr.-Ing. Althoff. f 


Verordnung 
zur Abänderung des Wechſelſtempelgeſetzes. 
Vom 27. 1. 1931. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) Wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Artikel J. f 
5 Im Wechſelſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909 — R. G. Bl. S. 825 — in der Faſſung auf Grund 
der Geſetze vom 26. 7. 1918 — R. G. Bl. S. 830 —, vom 18. 5. 1923 G Bl. S 31 pom 12 9. 
1923 — G. Bl. S. 953 —, vom 25. 2. 1926 6.81. ©. 59 — und vom 26. 9. 1930 — G. Bl. 
S. 194 — ſowie der Verordnung vom 23. 10. 1923 — G. Bl. S. 1081 — erhalten die 88 3 und 3a 
folgenden Wortlaut: 

§ 3. a 
R (1) Die Steuer beträgt 0,20 Gulden für je 100 Gulden der Wechſelſumme; e 100 
Gulden werden für voll gerechnet. 
i (2) Iſt in einer Schrift der in § 2 bezeichneten Art die zu zahlende Geldſumme nicht ange⸗ 
gegeben, ſo iſt die Steuer nach einer Summe von 10000 Gulden zu berechnen; wird ſpäter eine 
andere als dieſe Summe eingeſetzt, ſo hat die entſprechende Ausgleichung durch Nacherhebung oder 
Erſtattung der Steuer zu erfolgen. 
83 
0) Die Steuer ermäßigt ſich auf die Hälfte der im § 3 bezeichneten Beträge 
1. bei Wechſeln, die vom Inland auf das Ausland gezogen und im Ausland zahlbar find, 
2. bei Wechſeln, die vom Ausland auf das Inland gezogen und im Inland zahlbar ſind, ſo⸗ 
fern die Wechſel auf Danziger Gulden lauten. 

(2) Die Steuer beträgt mindeſtens 20 Pfennige. Höhere Beträge ſind auf volle 20 Pfennige 
u oben abzurunden. 

Artikel II. 
Das Wechſelſtempelgeſetz iſt alsbald in einer neuen, den un Vorſchriften möglichſt ange: 
pee Faſſung bekanntzugeben. 

Artikel III. 
Dieſe Wide tritt am 1. Februar 1931 in Kraft. f 
Die . zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


Danzig, den 27. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


Verordnung 
über die Erhöhung einiger Verſicherungsſteuerſätze. 
Vom 27. 1. 1931. f 
Auf Grund des § 1 Ziffer 10 des Ermächtiaungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) 
wird ende mit Geſetzeskraft verordnet: 
a Artikel J. 


Im Verſicherungsſteuergeſetz für Danzig vom 6. Juli 1922 — G. Bl. S. 177 — in der auf Grund der 
Geſetze vom 14. 1. 1923 — G. Bl. S. 125 — und vom 27. 9. 1924 — G. Bl. S. 426 — und der 
Verordnung vom 23. 10. 1923 — G. Bl. S. 1081 — geltenden Faſſung erhalten $3 Abſatz 1 und 8 5 
Abſatz 1, hier zu den ae 6 bis 8, folgenden Wortlaut: 


- „%%% 4 
(J) Die Steuer Bra für jedes Jahr der Verſicherungsdauer bei der 


1. Feuerverſicherung er gegen Brand, Exploſion oder Blitzgefahr 
und dergleichen) Oe SiR ea Meee bp eae De ee . 15 Pfennige, 


20 | 
23 Hauslebensverſicherung (Verſicherung baulicher Schäden infolge elie Ub- 


nutzung und elementarer Ereigniſſe 1 der Se, REN) Pfennige, 
3. Hagelverſicherung . .. , 10 Pfennige 


fur je 1000 aD der Weich ene Auer einen Bruchteil dieses Belag es 


§ 5 Abſ. 1 (Ziff. 6-8). 


(1) Die Steuer B bet dern 
6. Lebensverſicherung (Kapital- und Rentenverſicherung auf den Todes⸗ oder Seen l 
Kranken⸗, Invaliditäts⸗, Alters, Witwen⸗, Waiſen⸗, Ausſteuer⸗, Sparverſicherung und 


e Dergleichmnnünününününn a ame ee ee? 
Tea Mario liver |tdierwitge. ss 0, Jee een 8 
8. Haftpflichtverſicheung 2227 Re NTS poe nea 
pom es des gezahlten VBerficherungsentgelts.“ u i 
Artikel II. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1931 in Kraft. 
Die Beſtimmungen zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat 


Danzig, den 27. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


14 Verordnung g 
zur Abänderung des 8 und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 (G. S. S. 159). 
Vom 27. 1. 1931. ; 


Auf Grund des § 1 Ziffer 12 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (6.81. S. 7) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel J. 

(1) Der § 7 des Kreis und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes zur Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (G. S. S. 152) ſowie 
des Kreis⸗ und Kommunalabgabengeſetzes vom 23. April 1906 (G. S. S. 159), vom 13. Oktober 
1922 (G. Bl. S. 471) erhält folgende Faſſung: 5 

„Inſoweit die Staatsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen eines Landkreiſes 
ſeinen Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung einer Kreisabgabe in Hundertſätzen der 
ſeinen ſämtlichen Gemeinden (Gutsbezirken) im vorangegangenen Kalenderjahr zugefloſſenen Über⸗ 
weiſungen aus dem nach dem Geſetz über die gemeinſchaftliche Erhebung der veranlagten Einkommen-, 
Körperſchafts⸗, Vermögens-, Gewerbe- und Umſatzſteuer vom 27. September 1928 (G. Bl. S. 207 ff) 
gemeinſam zu verrechnenden Steuerſoll und den Steuerabzügen vom Arbeitslohn ſowie der in dieſem 
Kalenderjahr nach dem Stande vom 31. Dezember vom Staate veranlagten Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuer, wie ſie in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts der Gemeindebeſteue⸗ 
rung zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
für die Unterverteilung zu veranlagen iſt, zu bewirken.“ 

(2) Hinter § 7 werden folgende SS 7a—c eingeſchaltet: 


§ 7a. 

(1) Die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen einerſeits und zu der vom Staate 
veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer andererſeits, ſowie die Hundertſätze der Zuſchläge zu der 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer untereinander können ungleich bemeſſen werden. Innerhalb derſelben 

Steuerart iſt eine unterſchiedliche Bemeſſung der Hundertſätze unzuläſſig. f a 
(2) Beſchlüſſe, die für die Zuſchläge zu den überweiſungen und zur Grund- und Gebäudeſteuer 

ein höheres Verhältnis als 1:3 feſtſetzen ſowie Beſchlüſſe, nach denen von den Überweiſungen mehr 

als 30 v. H. erhoben werden ſollen, bedürfen der Genehmigung. 


~ 


§ 7b. 


Die Landkreiſe dürfen die ihnen zur Weiterleitung an die Gemeinden (Gutsbezirke) überwieſenen 
Beträge aus der Staatseinkommen⸗, Körperſchafts⸗, Umſatz⸗ und Gewerbeſteuer in Höhe fälliger i 


21 
Abgaben, joweit die einzelne Gemeinde (Gutsbezirk) mit der Zahlung im Rückſtande iſt, aufrechnen 
oder zurückbehalten. 

e : She} 

Die §§ 9, 15 und 19 Ziffer 3 und 5 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 
1906 (G. S. S. 159) werden außer Kraft geſetzt. 


Artikel tele 
Die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Hinz. 


15 Verordnung 
über die Beſteuerung der Anfallverſicherung mit Prämienrückgewähr. 
Vom 27. 1. 1931. ‘ 


Auf Grund des § 6 Abſ. 2 des Verſicherungsſteuergeſetzes für Danzig vom 6. Juli 1922 (G. Bl. 
S. 177 ff.) in der zur Zeit geltenden Faſſung wird folgendes verordnet: 
8 15 
Die Verſicherungsſteuer beträgt bei der Unfallverfiherung mit Prämienrückgewähr fünf vom 
Hundert des gezahlten Verſicherungsentgelts. 
822; 
Die Verordnung über die Beſteuerung der Unfallverfiherung mit Prämienrückgewähr vom 
27. April 1925 (St. A. I S. 125) wird aufgehoben. 
N § 3. 
Diefe Verordnung tritt am 1. Februar 1931 in Kraft. 
Die Beſtimmungen zur weiteren Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


Danzig, den 27. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


16 Druckfehlerberichtigung. 


Im Geſetz⸗Blatt 1931 Seite 3 muß es in der vorletzten Zeile des § 12 anſtatt „unmittelbar“ 
heißen „mittelbar“. ea 


— — — — — — . 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


—— 
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